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282-2-15-J 

Gesetz 
über die Errichtung der 

rrStiftung Opferhilfe Bayern U 

Vom 24. Juli 2012 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt ge­
macht wird: 

Art. 1 

(3) lZustiftungen (Zuwendungen zum Grund­
stockvermögen) sind möglich. 2Zuwendungen ohne 
Zweckbestimmung auf Grund einer Verfügung von 
Todes wegen können dem Grundstockvermögen zu­
geführt werden. 

Errichtung, Rechtsform und Sitz Art. 4 

lUnter dem Namen "Stiftung Opferhilfe Bay- Stiftungsmittel 
ern" wird eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen 
Rechts mit Sitz in München errichtet. 2Die Stiftung (1) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben 
entsteht mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

Art. 2 

Stiftungszweck 

(1) lDie Stiftung hat den Zweck, Opfer von Straf­
taten und deren enge Angehörige finanziell zu unter­
stützen. 2Ferner kann sie nach Maßgabe der Satzung 
Maßnahmen gemeinnütziger Einrichtungen, die der 
Opferhilfe oder dem Opferschutz dienen, finanziell 
fördern. 

(2) lDie Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
2Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar' 
gemeinnützige Zwecke im Sinn des Abschnitts "Steu­
erbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Gewährung des wi­
derruflichen Stiftungsgenusses besteht nicht. 

Art. 3 

Grundstockvermögen und 
sonstiges Vermögen der Stiftung 

(1) lDas der Stiftung zur dauernden und nach­
haltigen Erfüllung ihres Stiftungszweckes zugewen­
dete Vermögen (Grundstockvermögen) ist in seinem 
Bestand ungeschmälert zu erhalten. 2Es besteht zum 
Zeitpunkt der Errichtung der Stiftung aus einem Bar­
vermögen in Höhe von 20 000 Euro, das der Freistaat 
Bayern auf die Stiftung überträgt. 

(2) lFür den Aufbau erhält die Stiftung einen Zu­
schuss von 50 000 Euro. 2Zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
kann die Stiftung Geldbußenzuweisungen aus Straf­
verfahren und vom Freistaat Bayern Zuschüsse nach 
Maßgabe des jeweiligen Haushaltsgesetzes erhalten. 

1. aus den Erträgen des Grundstockvermögens, 

2. aus den Einnahmen aus Geldbußenzuweisungen 
und den Zuschüssen nach Art. 3 Abs. 2, 

3. aus sonstigen Zuwendungen, soweit sie von dem 
Zuwendenden nicht zur Aufstockung des Grund­
stockvermögens bestimmt sind; Art. 3 Abs. 3 Satz 2 
bleibt unberührt. 

(2) lSämtliche Mittel der Stiftung dürfen nur für 
die gesetzlichen und satzungsgemäßen Zwecke ver­
wendet werden. 2Die Stiftung darf keine juristische 
oder natürliche Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhält­
nismäßig hohe Unterstützungen, Zuwendungen oder 
Vergütungen begünstigen. 

Art. 5 

Stiftungsorgane 

(1) Organe der Stiftung sind 

1. der Stiftungsvorstand und 

2. der Stiftungsrat. 

(2) lZur Entscheidung über die Vergabe finanzi­
eller Leistungen im Sinn des Art. 2 Abs. 1 kann ein 
Zuwendung saus schuss eingerichtet werden. 2Art. 6 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

Art. 6 

Stiftungsvorstand 

(1) lDer Stiftungsvorstand besteht aus drei Perso­
nen. 2Die Mitglieder des Vorstands werden von dem 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 1412012 389 

den Geschäftsbereich der Justiz und für Verbraucher­
schutz leitenden Mitglied der Staatsregierung nach 

. Anhörung des Stiftungsrats bestellt und abberufen. 
3Entsprechend werden aus der Mitte des Vorstands 
ein vorsitzendes Mitglied und ein stellvertretendes 
vorsitzendes Mitglied bestimmt, das das vorsitzende 
Mitglied in allen Angelegenheiten bei Verhinderung 
vertritt. 

(2) IZU Vorstandsmitgliedern können auch Rich­
ter und Richterinnen oder Beamte und Beamtinnen 
des Freistaates Bayern im Nebenamt bestellt werden. 
2Soweit die Mitglieder des Stiftungsvorstands ehren­
amtlich tätig sind, erhalten sie persönliche Auslagen 
in angemessener Höhe erstattet. 3Die Stiftung kann 
nach Maßgabe der Satzung ehrenamtlichen Mit­
gliedern des Vorstands für die Übernahme von Ge­
schäftsführungsaufgaben eine feste laufende Vergü­
tung, für besondere Dienstleistungen auch einmalige 
Vergütungen bewilligen. 

(3) Der Stiftungsvorstand führt nach Maßgabe 
dieses Gesetzes, des Bayerischen Stiftungsgesetzes 
und der Satzung die Geschäfte der Stiftung. 

(4) IDas vorsitzende Mitglied des Stiftungsvor­
stands vertritt die Stiftung gerichtlich und außerge­
richtlich. 2Es hat die Stellung eines gesetzlichen Ver­
treters. 3Der Umfang seiner Vertretungsmacht kann 
durch die Stiftungssatzung mit Wirkung gegen Dritte 
beschränkt werden. 

(5) IDer Stiftungsvorstand kann sich einer Ge­
schäftsstelle bedienen und einen Geschäftsführer 
oder eine Geschäftsführerin einsetzen, dem oder der 
nach Maßgabe der Stiftungssatzung auch Vertre­
tungsaufgaben übertragen werden können. 2Abs. 2 
gilt entsprechend. 

Art. 7 

Stiftungsrat 

(1) IDer Stiftungsrat besteht aus mindestens 15 
Mitgliedern. 2Er setzt sich zusammen aus 

1. dem den Geschäftsbereich der Justiz und für Ver­
braucherschutz leitenden Mitglied der Staatsre­
gierung, 

2. einem Generalstaatsanwalt oder einer General­
staatsanwältin eines bayerischen Oberlandesge­
richtsbezirks, 

3. je einem Vertreter der Staatsministerien der Justiz 
und für Verbraucherschutz, des Innern sowie für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen, 

4. dem Präsidenten oder der Präsidentin eines baye­
rischen Landgerichts, 

5. dem Präsidenten oder der Präsidentin des Bayeri­
sehen Landeskrirninalamts, 

6. dem Präsidenten oder der Präsidentin des Zent­
rums Bayern Familie und Soziales, 

7. fünf Mitgliedern des Bayerischen Landtags oder, 
falls die Anzahl der im Bayerischen Landtag ge­
bildeten Fraktionen die Zahl fünf übersteigt, die­
ser Anzahl an Mitgliedern, 

8. einem Vertreter der bayerischen Rechtsanwalts­
kammern, 

9. einem Vertreter eines bayernweit tätigen 
Opferhilfeverbands. 

3D er Bayerische Landtag bestimmt die Mitglieder 
nach Satz 2 Nr. 7, wobei jeder Fraktion die Benen­
nung mindestens eines Mitglieds zusteht. 4Die Mit­
glieder nach Satz 2 Nrn. 3, 8 und 9 werden von den 
Staatsrninisterien oder Organisationen benannt, die 
sie vertreten. sDie Mitglieder nach Satz 2 Nrn. 2 und 4 
benennt das Staatsministerium der Justiz und für Ver­
braucherschutz aus unterschiedlichen Oberlandesge­
richtsbezirken. 6Die in Satz 2 genannten Mitglieder 
des Stiftungsrats können sich durch eine vom jeweili­
gen Mitglied benannte Person, die der von ihnen ver­
tretenen Behörde, Körperschaft oder Organisation an­
gehört, allgemein oder im Einzelfall vertreten lassen. 
7Der Stiftungsrat kann weitere Mitglieder aufnehmen. 

(2) IDen Vorsitz des Stiftungsrats führt das den 
Geschäftsbereich der Justiz und für Verbraucher­
schutz leitende Mitglied der Staatsregierung oder 
sein Vertreter (Abs. 1 Satz 6). 2Der Stiftungsrat wählt 
aus seiner Mitte ein Mitglied, das das vorsitzende Mit­
glied oder seinen Vertreter in allen Angelegenheiten 
bei Verhinderung vertritt. 

(3) IDie Mitglieder des Stiftungsrats sind ehren­
amtlich tätig. 2Sie erhalten persönliche Auslagen in 
angemessener Höhe erstattet. 

(4) IDer Stiftungsrat unterstützt, berät und über­
wacht den Stiftungsvorstand bei seiner Tätigkeit. 2Der 
Stiftungsrat beschließt ferner über Angelegenheiten 
von besonderer oder grundsätzlicher Bedeutung. 3Der 
Stiftungsrat kann Richtlinien erlassen, unter anderem 
für die Vergabe finanzieller Leistungen im Sinn des 
Art. 2 Abs. 1. 

(5) Die Mitglieder des Stiftungsvorstands dürfen 
nicht zugleich dem Stiftungsrat angehören. 

(6) Näheres regelt die Stiftungssatzung. 

Art. 8 

Stiftungssatzung 

INähere Bestimmungen über die Verwaltung der 
Stiftung und die Tätigkeit ihrer Organe sowie zum 
Vollzug dieses Gesetzes werden in der Stiftungssat­
zung geregelt. 2Die Satzung wird nach vorheriger An­
hörung des Stiftungsrats vom Staatsrninisterium der 
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Justiz und für Verbraucherschutz mit Zustimmung des 
Staatsministeriums der Finanzen erlassen. 3Satz 2 gilt 
entsprechend für Änderungen und Ergänzungen der 
Satzung. 

Art. 9 

Beendigung der Stiftung, Heimfall 

(1) Die Stiftung kann nur durch Gesetz aufgeho­
ben werden. 

(2) Im Fall der Aufhebung der Stiftung fällt ihr 
Vermögen an den Freistaat Bayern. 

Art. 10 

Stiftungsaufsicht und Geltung 
des Bayerischen Stiftungsgesetzes 

(1) Die Stiftung untersteht der Aufsicht des Staats­
ministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz. 

(2) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Bay­
erischen Stiftungsgesetzes. 

Art. 11 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 2012 in Kraft. 

München, den 24. Juli 2012 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst See hof e r 
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